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Teilinklusivmiete bleibt Teilinklusivmiete
Warum man an alten Mietverträgen festhalten sollte

�Unsere Mitglieder schlos-
sen im Jahr 1980 einen

Mietvertrag über eine Wohnung
in Köln ab. In diesem Mietvertrag
vereinbarten die Parteien eine
sogenannte Teilinklusivmiete.
Das heißt, dass ein monatlicher
Betrag in Höhe von damals 20
DM für diverse Betriebskosten
als sogenannte Vorauszahlun-
gen gelten sollte, während die
Kosten für Straßenreinigung,
Versicherungen sowie Grund-
steuer in der Grundmiete enthal-
ten sein sollten; diesbezüglich
sollten nur Kostensteigerungen
auf die Mieter umgelegt werden.
Mehr als 20 Jahre erstellten die
Vermieter indes Betriebskosten-
abrechnungen, in welchen die in
der Teilinklusivmiete enthalte-
nen Kostenpositionen voll um-
fänglich auf die Mieter umgelegt
wurden, was diese – aus Unwis-
senheit – akzeptierten.
Sie akzeptierten dies jedoch
nicht mehr, als sie die Betriebs-
kostenabrechnung 2015 erhiel-
ten, die mit einer Nachzahlung
endete. Sie legten diese vielmehr
dem Mieterverein Köln vor, der
feststellte, dass – entgegen der
vertraglichen Vereinbarung –
sämtliche Positionen in voller
Höhe auf die Mieter umgelegt
worden waren, somit auch die
Positionen Straßenreinigung,
Versicherung und Grundsteuer.
Aus diesem Grund wurde auch
die Nachzahlung aus der Be-
triebskostenabrechnung 2016
verweigert.
Zwar hätten die Mieter in der Ver-
gangenheit die Abrechnungser-
gebnisse durch Entgegennahme
von Guthaben oder Zahlung von
Nachzahlungsbeträgen akzep-
tiert,dadurchseiesaberzukeiner
konkludenten Vertragsänderung
gekommen, weil die Mieter ange-
nommen hatten, die Abrechnun-
gen seien korrekt erstellt worden
und hätten den vertraglichen
Vereinbarungen entsprochen.

Die Vermieter legten dennoch
Klage vor dem Amtsgericht Köln
ein. Die Klage wurde jedoch ab-
gewiesen. Es sei in der Vergan-
genheit nicht einmal stillschwei-
gend zu einer Änderung der
Mietstruktur gekommen. Zwar
sei allgemein anerkannt, dass
vertragliche Vereinbarungen
stillschweigend durch schlüssi-
ges Verhalten getroffen oder ab-
geändert werden könnten, was
auch für die konkludente Verein-
barung eines Umlagemaßstabs
für Betriebskosten gelte. Vorlie-
gend erkannte das Gericht aber
nicht, dass die Vermieter aus
dem Verhalten der Mieter den
Rückschluss hätten ziehen dür-
fen, dass diese den Rechtswillen
hatten, die Mietstruktur zu ver-
ändern.
Zwar wurden seit vielen Jahren
auch die in der Teilinklusivmiete
enthaltenen Kostenpositionen
voll umfänglich auf die Mieter
umgelegt, ohne dass diese sich
dagegen zur Wehr gesetzt hät-

ten. Aus diesem bloßen Untätig-
bleiben der Mieter, welche die
entsprechenden Saldi erhalten
oder ausgeglichen hatten, auf ih-
ren Rechtsbindungswillen zu
schließen, erscheint aber ange-
sichts der Tatsache, dass einzel-
ne Kostenpositionen sehr wohl
im Wege der Betriebskostenab-
rechnungen auf sie umgelegt
werden durften, nicht billig, zu-
mal es sich bei den Mietern um
rechtliche Laien handelte. So-
weit die Mieter davon ausgegan-
gen waren, dass die Abrechnun-
gen schon ihre Ordnung haben
würden, hatten sie gerade kei-
nen auf die Änderung der Miet-
struktur gerichteten Willen.
Die Vermieter hatten somit kei-
nen Anspruch auf Nachzahlung
aus den Betriebskostenabrech-
nungen 2015 und 2016. Die vor-
liegenden Betriebskostenab-
rechnungen berücksichtigten
nicht, dass zwischen den Partei-
en nach wie vor die Vereinba-
rung einer Teilinklusivmiete be-

steht. Entgegen der vertragli-
chen Vereinbarung haben die
Vermieter nicht nur die Erhö-
hungsbeträge für die Kostenpo-
sitionen Straßenreinigung, Ver-
sicherung und Grundsteuer um-
gelegt, sondern die diesbezüg-
lich angefallenen Gesamtkosten.
Allein die deshalb ersatzlos aus
den Rechnungen zu streichen-
den Kosten der Grundsteuer
übersteigen jedoch bereits die
geltend gemachten Nachzah-
lungsbeträge, so dass kein Saldo
zugunsten der Kläger verbleibt.
Fazit: Dieser Fall zeigt einmal
mehr, dass an alten Mietverträ-
gen festgehalten werden sollte.
Häufig versuchen Vermieter Mie-
ter dazu zu bewegen, noch wäh-
rend des Mietverhältnisses einen
neuen Mietvertrag zu unter-
schreiben, weil dieser „zeitge-
mäß“ sei. Es besteht jedoch kein
Anspruch darauf, dass Mieter tat-
sächlich während des Mietver-
hältnisses einen neuen Mietver-
trag unterschreiben müssen. �

Alles Gute, Johannes!
Fast 30 Jahre war Johannes Wetter als Rechtsberater für

den Mieterverein Köln tätig. Am 31. Mai 2019 trat er nun seinen
wohlverdienten Ruhestand an

� Im Laufe seiner langjähri-
gen Tätigkeit führte er weit

mehr als 70.000 persönliche Be-
ratungsgespräche durch. Seine
ruhige und souveräne Art wurde
sowohl von den Mitgliedern als
auch von seinen Kolleginnen
und Kollegen sehr geschätzt. Er
hatte einen ganz eigenen Stil.
Natürlich war er auch Jurist, aber
im Umgang wie auch in seiner
Beratung blieb er stets auf sym-
pathische Weise lässig. Ergrau-
ten auch die Haare im Laufe der
Jahre, so behielt er doch seinen
jungenhaften Charme. Man
plauderte gern mit ihm, auch
über die Themen, die gar nichts

mit der Arbeit zu tun hatten. Jo-
hannes Wetter war immer ein
sportlicher Typ, deshalb ver-
wundert es auch nicht, dass er
die Freizeit nun dafür nutzen
möchte, mehr Tennis zu spielen.
Ihn zeichnete stets aber auch ei-
ne Neugier aus, eine Neugier
aufs Leben. Deshalb möchte er
nun auch ein neues Abenteuer
wagen und sich im Paragliding
versuchen. Wir freuen uns jetzt
schon, wenn er uns besucht und
Fotos zeigt, die ihn hoch in den
Lüften zeigen.
Johannes, wir werden dich ver-
missen und wünschen dir für die
Zukunft alles Liebe und Gute! �

JJoohhaannnneess  WWeetttteerr  ggeehhtt  iinn  ddeenn  
RRuuhheessttaanndd
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� Die Situation auf dem Köl-
ner Wohnungsmarkt ist

desolat. Trotz regelmäßigen Ein-
kommens können sich viele
Menschen eine Wohnung in ih-
rer Stadt nicht mehr leisten. Dem
stellte sich das Bündnis „Wir
wollen wohnen!“ – ein Zusam-
menschluss aus dem Deutschen
Mieterbund, dem Deutschen Ge-
werkschaftsbund und aus Sozi-
al- und Wohlfahrtsverbänden –
entgegen. Sie forderten die Köl-
ner Politik, das Land Nordrhein-
Westfalen und den Bund auf,
endlich wirksam zu handeln und
allen Menschen ihr Recht auf
Wohnraum zu ermöglichen. Des-
halb rief das Bündnis am 6. April
zur großen Kundgebung auf dem
Kölner Heumarkt auf. 
Mehr als 3.000 Menschen waren
dem Ruf bei herrlichem Früh-
lingswetter gefolgt. Mit originel-
len Plakaten unterstützten sie
die Veranstaltung. Unter den
Teilnehmern befand sich neben
Politikerinnen und Politikern
wie Christiane Jäger, Jochen Ott,
dem Ehrenfelder Bürgermeister
Josef Wirges und dem Bundes-
tagsabgeordneten Andreas Rim-
kus auch der Kölner Weihbischof
Ansgar Puff. 
Franz-Xaver Corneth, der Vor-
standsvorsitzende des Mieter-
vereins Köln, moderierte die Ver-
anstaltung und wies darauf hin,
wie wichtig es sei, dass nun ein
Zeichen gesetzt werde. Als Red-
ner sprachen Hans-Jochem Witz-
ke, der Vorsitzende des Deut-
schen Mieterbundes NRW, Wi-
tich Roßmann, der Vorsitzende
des DGB-Stadtverbandes Köln
sowie der „Mietrebell“ Kalle Ge-
rigk. Sie wiesen eindringlich auf
die katastrophale Lage hin und
forderten den Erhalt und Ausbau
des Mieterschutzes, mehr öffent-
lich geförderten Wohnungsbau,
eine nachhaltige und soziale
Wohnungswirtschaft, angemes-
senen Wohnraum für alle und
vieles mehr. Sie mahnten an,
endlich etwas gegen überzogene
Mieten zu unternehmen und
auch gegen die Zweckentfrem-
dung von Wohnraum vorzuge-
hen. 

„Wir wollen wohnen!“ 
Am 6. April 2019 fand auf dem Kölner Heumarkt eine 

Großkundgebung statt, die auf die Misere auf dem Wohnungs-
markt hinwies und ein Zeichen setzte 

DDaauummeenn  hhoocchh  ffüürr  mmeehhrr  MMiieettrreecchhttee::  KKaallllee  GGeerriiggkk,,  FFrraannzz--XXaavveerr  CCoorrnneetthh,,  WWiittiicchh  RRooßßmmaannnn,,  
HHaannss--JJoocchheemm  WWiittzzkkee  ((vv..  ll..))

SSoorrggttee  oorrddeennttlliicchh  ffüürr  SSttiimmmmuunngg::
BBjjöörrnn  HHeeuusseerr  

MMaall  nniicchhtt  aallss  RReecchhttssbbeerraatteerr,,  ssoonnddeerrnn  aallss  OOrrddnneerr  ttäättiigg::  JJöörrgg  BBöörrggeerrss,,
AAnnddrreeaass  KKiirrcchhnneerr  uunndd  RRaayymmuunndd  FFrroohhnn  ((vv..  ll..))

WWeeiihhbbiisscchhooff  AAnnssggaarr  PPuuffff  ((iimm  BBiilldd  lliinnkkss))  uunntteerrssttüüttzzttee  ddiiee  KKuunnddggeebbuunngg
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Vergesellschaftung – nur ein allerletztes Mittel 
Franz-Xaver Corneth nimmt Stellung zu einem Artikel, der vor kurzem für Aufregung sorgte 

�� LLiieebbee  MMiittgglliieeddeerr,,
vielleicht haben Sie es auch im
April im „Kölner Stadt-Anzeiger“
gelesen. Vielleicht waren Sie ge-
nauso erschrocken wie ich
selbst, als ich die Überschrift las:
„Mieterbund für Enteignung“
war dort auf Seite eins zu lesen.
Im Lokalteil fand sich denn auch
ein Interview, das ich dem Stadt-
Anzeiger gegeben hatte. Dieses
Interview hatte ich auch autori-
siert. Für die Schlagzeile auf Sei-
te eins war ich jedoch nicht ver-
antwortlich. 
Wer sich auch die Mühe machte,
im Lokalteil den Wortlaut des In-
terviews nachzulesen, konnte
sich davon überzeugen, dass ich
nie gesagt hatte, Mieterbund
oder Mietervereine würden sich
für die Enteignung von Woh-
nungsunternehmen ausspre-
chen. Tatsächlich sagte ich – ich
zitiere nun mein eigenes Inter-
view – wie es auch vom „Kölner
Stadt-Anzeiger“ abgedruckt
wurde: „Ich habe Verständnis
für die Forderung, wenn der
Markt aus den Fugen gerät, ist

das ein naheliegender Gedanke.
Der Artikel 15 des Grundgesetzes
sieht vor, dass Vergesellschaf-
tungen gegen Entschädigung
möglich sind. Das ist keine linke
Forderung, sondern eine christ-
lich-soziale. Im Grundgesetz ist
Überführung in Form der Ge-
meinwirtschaft vorgesehen.“ 
Ich äußere also lediglich mein
Verständnis dafür, dass in Zei-
ten, in denen auf dem Woh-
nungsmarkt eine absolute
Schieflage besteht, sich Initiati-
ven bilden, die über eine Verge-

sellschaftung großer Immobi-
lienkonzerne nachdenken. Die-
ser Gedanke muss durchaus er-
laubt sein.
Ich erwähne also weder das Wort
„Enteignung“, noch berufe ich
mich auf Artikel 14 Absatz 3 des
Grundgesetzes, wo die Enteig-
nung geregelt ist. Vielmehr ver-
weise ich lediglich auf die Mög-
lichkeit der Anwendung des Arti-
kels 15 des Grundgesetzes, der
besagt: „Grund und Boden, Na-
turschätze und Produktionsmit-
tel können zum Zwecke der Ver-
gesellschaftung durch ein Ge-
setz, das Art und Ausmaß der
Entschädigung regelt, in Ge-
meingut oder in anderer Form
der Gemeinwirtschaft überführt
werden.“ Vergesellschaftung ge-
gen Entschädigung, dieser Ge-
danke stand auch einmal im Pro-
gramm der CDU. 
Bevor mir und somit auch dem
Mieterbund beziehungsweise
dem Mieterverein Köln vorge-
worfen wird, wir hätten uns für
eine Enteignung ausgespro-
chen, sollte erst einmal der Un-

terschied zwischen Artikel 14,
der die Enteignung betrifft, und
Artikel 15, auf den ich mich beru-
fe, klargestellt werden. Das kann
nicht einfach alles in einen Topf
geworfen und munter verrührt
werden. 
Nach herrschender Meinung
handelt es sich bei der Vergesell-
schaftung gemäß Artikel 15 um
ein eigenständiges Rechtsinsti-
tut, das sich in der Zielsetzung
von der Enteignung unterschei-
det. Die Enteignung ist auf ein-
zelne Vermögensbestandteile
gerichtet, die Vergesellschaf-
tung hingegen hat das Ziel, Un-
ternehmen und ganze Wirt-
schaftszweige in die Gemein-
wirtschaft zu überführen. Sie ist
somit auf eine wirtschaftliche
Betätigung gerichtet, die aber
ohne die typische Gewinnerzie-
lungsabsicht erfolgt, stattdessen
jedoch die Bedürfnisse der Allge-
meinheit befriedigen soll. Ziel
der Vergesellschaftung ist damit
insbesondere der staatliche Ein-
fluss auf die Wirtschaft. 
Die Enteignung hingegen ist

Musikalisch unterstützt wurde
die Kundgebung von den Künst-
lern Björn Heuser und Köster &
Hocker, die ebenfalls ihre Solida-
rität mit den Forderungen des
Bündnisses bekundeten. Im An-
schluss an die Veranstaltung bil-
dete sich noch ein Demonstrati-
onszug, der vom Kooperations-
partner „Recht auf Stadt“ durch-

geführt wurde und quer durch
die Kölner Innenstadt zog. 
Dass die Aktion ein voller Erfolg
war, zeigte auch das große Me-
dieninteresse: Sämtliche Kölner
Tageszeitungen berichteten da-
rüber und auch verschiedene
Fernsehsender zeigten Bilder.
Franz-Xaver Corneth zeigte sich
deshalb zufrieden und sagte:

„Die Menschen wehren sich. Sie
akzeptieren es nicht, dass Woh-
nen zum Luxusgut verkommt.“
Ähnliche Aktionen behielt er
sich für die Zukunft ausdrück-
lich vor: „Wir geben erst Ruhe,
wenn sich endlich etwas getan
hat! Noch ist nicht einmal Licht
am Horizont erkennbar.“ 

Er nahm die Politik und Verwal-
tung in ihre Pflicht. „Mit Gedan-
kenspielen allein ist es nicht ge-
tan. Die ganzen Projekte wie
Mülheim-Süd, Kreuzfeld, Park-
stadt-Süd, Rondorf-Nord, die für
Köln geplant sind, müssen auch
so schnell wie möglich umge-
setzt werden.“                                           �

MMeehhrr  aallss  33..000000  TTeeiillnneehhmmeerr  ffaannddeenn  ddeenn  WWeegg  zzuurr  KKuunnddggeebbuunngg  

MMiitt  oofftt  wwiittzziiggeenn  AAkkttiioonneenn  uunndd  PPllaakkaatteenn  wwiieesseenn  TTeeiillnneehhmmeerr  aauuff  ddiiee  
MMiisseerree  aauuff  ddeemm  WWoohhnnuunnggssmmaarrkktt  hhiinn
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zwingend auf den Entzug kon-
kreter Rechtspositionen gerich-
tet. Die Vergesellschaftung kann
zwar auch mit einem Eigentums-
wechsel einhergehen, zwingend
erforderlich ist dies aber nicht.
Vielmehr kann das Privateigen-
tum auch erhalten bleiben, aber
in bestimmtem Umfang dem Mit-
beteiligungs- oder Einflussrecht
gesellschaftlicher Kollektivorga-
ne unterworfen sein. 
Beim Artikel 15 des Grundgeset-
zes, auf den ich hingewiesen hat-
te, geht es also darum, dass es ei-
ner Organisationsform bedarf,
die eine gesellschaftliche Kon-
trolle über die Eigentumsnut-
zung und die Gemeinwirtschaft-
lichkeit in ausreichendem Maße
auf Dauer sicherstellt, wobei ei-
ne Deckung des öffentlichen Be-
darfes ohne Gewinnabsicht er-
folgt. Zwar geht es bei der Enteig-
nung gemäß Artikel 14 Absatz 3
Grundgesetz wie auch bei der
Vergesellschaftung gemäß Arti-
kel 15 Grundgesetz um den Ent-
zug von Eigentum gegen Ent-
schädigung, aber die Enteig-
nung verlangt lediglich, dass sie
zum Wohle der Allgemeinheit

� Der Kölner Rat verabschie-
dete im Mai 2019 eine neue

Wohnraumschutzsatzung, die
am 1. Juni 2019 in Kraft trat. Sie
verbietet die gewerbliche und
touristische Vermietung von
Wohnraum nun in allen Woh-
nungen in Köln, selbst in Einfa-
milienhäusern und Eigentums-
wohnungen, für die diese Rege-
lungen bisher nicht galten. Er-
laubt bleibt unter anderem je-
doch die Vermietung einzelner
Zimmer, solange nicht mehr als
die Hälfte der Wohnung vermie-
tet wird. Der Mieterverein Köln
begrüßt die neue Wohnraum-
schutzsatzung, ist jedoch der
Auffassung, dass es einer weite-
ren Verschärfung bedarf. Nicht
nachvollziehbar bleibt nämlich

stattfinden muss. Die Vergesell-
schaftung gemäß Artikel 15 hin-
gegen muss zwingend der Über-
führung in Gemeineigentum
oder in andere Formen der Ge-
meinwirtschaft dienen. 
Bei der Anwendung dieses Arti-
kels des Grundgesetzes wird also
nicht nur etwas „weggenom-
men“, sondern vielmehr unter
gesellschaftliche Kontrolle ge-
stellt, um dem öffentlichen Be-
darf ohne eine Gewinnabsicht
gerecht zu werden. 
Dies geht übrigens ebenfalls aus
dem Interview hervor. Ich ver-
weise ausdrücklich darauf, dass
im Grundgesetz die Überführung
in Formen der Gemeinwirtschaft
vorgesehen sei, wobei ich auf ein
neues Instrument verwies, näm-
lich auf eine Genossenschaft, die
von verschiedenen Organisatio-
nen getragen wird, wofür als
Vorbild die damalige gewerk-
schaftseigene Wohnungsbauge-
sellschaft „Neue Heimat“ dienen
kann, allerdings ohne all die
Fehler, die damals von dieser ge-
macht wurden, somit auch ver-
bunden mit einer wesentlich
besseren Organisation. All dies

aber auch nur im absoluten Not-
fall! Dann nämlich, wenn ein
Wohnungsmarkt total aus den
Fugen geraten ist. 
Wenn ganze Bevölkerungsgrup-
pen aber keine neue Bleibe fin-
den, wenn sie kein Dach mehr
über dem Kopf haben, weil es
schlichtweg an Wohnraum man-
gelt, wenn die Preise für Woh-
nungen derart explodieren, dass
Menschen völlig verzweifeln,
weil sie Viertel verlassen müs-
sen, in denen sie jahrzehntelang
gelebt haben, dann kann ich
durchaus nachvollziehen, dass
man mit dem Gedanken der Ver-
gesellschaftung von Wohnungs-
unternehmen sympathisiert.
Mehr und etwas anderes habe
ich damit weder gesagt noch ge-
meint. 
Aber auch dieses Instrument
sollte nur die letzte bestehende
Möglichkeit sein, die ergriffen
werden könnte. Es sollte auch
klar sein, dass die Anwendung
mit enormen Geldern verbunden
wäre, die stattdessen vorher an-
ders und effektiv eingesetzt wer-
den sollten. 
Zwar bliebe mit der Vergesell-

schaftung großer Wohnkonzer-
ne bezahlbarer Wohnraum er-
halten, aber kein neuer würde
geschaffen. Betrachtet man aber
die Bevölkerungsprognosen, die
für Köln davon ausgehen, dass
die Einwohnerzahl bis zum Jahr
2040 um bis zu 180.000 Men-
schen ansteigen kann, zeigt dies,
dass mit vorhandenem Geld
stattdessen erst einmal gebaut,
gebaut und nochmals gebaut
werden sollte! Dies mahnt der
Kölner Mieterverein schon seit
geraumer Zeit an. 
Insbesondere der öffentlich ge-
förderte Wohnungsbau bedarf
wieder der Bedeutung, die er ha-
ben sollte, die er auch einmal ge-
habt hat. Wenn die Hälfte der
Kölner Bevölkerung einen An-
spruch auf einen Wohnberechti-
gungsschein besitzt, aber nicht
einmal sieben Prozent aller Woh-
nungen mit öffentlichen Mitteln
gefördert werden, zeigt dies
deutlich, wo der Hebel effektiv
angesetzt werden muss. Und
zwar rasch!

IInn  ddiieesseemm  SSiinnnnee,,  hheerrzzlliicchhsstt  
IIhhrr  FFrraannzz--XXaavveerr  CCoorrnneetthh,,  

VVoorrssiittzzeennddeerr  

Neue Wohnraumschutzsatzung für Köln
Köln will Wohnraum (endlich!) besser schützen 

weiterhin, warum der Ersatz von
Ferienwohnungen nicht im glei-
chen Stadtbezirk geschaffen
werden muss. Zudem kam die
vom Rat beauftragte Prüfung der
Einführung einer Registrie-
rungspflicht für Anbieter und
Angebote, wie ebenfalls vom
Mieterverein Köln gefordert, zu
dem Ergebnis, eine solche Ände-
rung könne nur im Rahmen der
Landesgesetzgebung erfolgen.
Franz-Xaver Corneth, der Vorsit-
zende des Mietervereins Köln,
sagte deshalb: „Dann muss auch
die Landesregierung endlich
handeln. Das Wohnraumschutz-
gesetz muss endlich reformiert
werden!“ Er und Geschäftsführer
Hans Jörg Depel hatten in der
Vergangenheit sowohl vermehrt

in den Medien als auch in einem
Brief an die Kölner Oberbürger-
meisterin Henriette Reker die
Missstände angeprangert. Ver-
mehrt waren sie von Mitgliedern
darauf hingewiesen worden,
dass immer mehr Wohnungen
als Ferienwohnungen zweckent-
fremdet werden. Dort wohnten
dann nur noch Touristen, die
sich dort die Klinke in die Hand
geben, weshalb diese Wohnun-
gen nicht mehr dem regulären
Wohnungsmarkt zur Verfügung
stünden. 
Sie hatten deshalb eine Ver-
schärfung der Wohnraum-
schutzsatzung gefordert und
auch die Bildung einer Taskforce
(bestehend aus Wohnungsamt,
Ordnungsamt und Finanzbehör-

de) angemahnt, um effektiv ge-
gen den Missbrauch vorzuge-
hen. Zur Bildung der Taskforce
konnte man sich nicht durchrin-
gen. Aber es erfolgte eine Perso-
nalaufstockung. Die Stadt Köln
setzt nunmehr 16 Mitarbeiter ein,
um Wohnungen, die illegal
zweckentfremdet wurden, wie-
der auf den Wohnungsmarkt zu
bringen. Das Personal wurde da-
mit mehr als verdoppelt. Ein
Schritt in die richtige Richtung
erfolgte somit zumindest. Es
bleibt aber abzuwarten, ob die-
ser tatsächlich ausreicht.               �


